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Artikel 115 der Geschäftsordnung 

Licia Ronzulli, Joseph Daul, Giovanni La Via, Salvatore Iacolino, Carlo Fidanza, Salvatore 

Tatarella, Georgios Koumoutsakos, Amalia Sartori, Marie-Thérèse Sanchez-Schmid, Radvilė 

Morkūnaitė-Mikulėnienė, Rosa Estaràs Ferragut, Santiago Fisas Ayxela, Verónica Lope 

Fontagné, Alejo Vidal-Quadras, Antonio Cancian, Paul Rübig, Alfredo Pallone, Sergio Paolo 

Francesco Silvestris, Sergio Berlato, Clemente Mastella, Jean Roatta, Crescenzio Rivellini, 

Fabrizio Bertot, David Casa, Roberta Metsola, Paolo Bartolozzi, Raffaele Baldassarre, Aldo 

Patriciello, Iva Zanicchi, Antonello Antinoro, Marco Scurria, Lorenzo Fontana, Matteo Salvini, 

Mario Borghezio, Roberta Angelilli, Teresa Jiménez-Becerril Barrio, Jarosław Leszek Wałęsa, 

Axel Voss, Konstantinos Poupakis, Ioannis A. Tsoukalas, Gino Trematerra, Anja Weisgerber, 

Cristiana Muscardini, Oreste Rossi, Sabine Verheyen, Erminia Mazzoni, Dominique Riquet, 

Joanna Katarzyna Skrzydlewska, Csaba Sógor, Franck Proust 

Betrifft: Abschaffung des Straftatbestandes der Verleumdung 

In zu vielen Mitgliedstaaten gelten für den Tatbestand der Verleumdung unnötig starre strafrechtliche 
Bestimmungen mit zu hohen Strafen. So sind in Frankreich Haftstrafen vorgesehen, wenn die 
geschädigte Person einer bestimmten gesetzlich festgelegten Kategorie angehört, was zu erheblicher 
Diskriminierung führt und Ungleichheiten beim Schutz der Bürger bewirkt. Auch in Deutschland sind 
Haftstrafen von bis zu fünf Jahren und in Spanien von bis zu zwei Jahren vorgesehen. In Italien 
wurden in den letzten Monaten zwei Chefredakteure von Zeitungen zu Haftstrafen verurteilt, weil sie 
der Verleumdung bzw. der unterlassenen Aufsicht für schuldig befunden wurden. Insbesondere wurde 
am 26. September 2012 der Chefredakteur Alessandro Sallusti wegen Verleumdung zu einer 
Haftstrafe von 14 Monaten und am 23. Mai 2013 der Chefredakteur Giorgio Mulè wegen unterlassener 
Aufsicht zu einer Haftstrafe von 8 Monaten ohne Bewährung verurteilt, genauso wie die beiden 
Journalisten Andrea Marcenaro und Riccardo Arena, die zu einer Haftstrafe von einem Jahr verurteilt 
wurden. Am 29. Mai 2012 hat die OSZE-Beauftragter für Medienfreiheit Dunja Mijatovic erklärt, dass 
auch Italien das entsprechende Gesetz rasch ändern und dabei die Einstufung der Verleumdung als 
Straftatbestand abschaffen müsse. Die Beauftragte hat zudem betont, dass in einer Demokratie 
niemand für das zu Haftstrafen verurteilt werden dürfe, was er schreibe. Im Zusammenhang mit 
diesem Thema hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte mehrmals entschieden, dass 
Haftstrafen für den Straftatbestand der Verleumdung unverhältnismäßig und für eine demokratische 
Gesellschaft schädlich seien, und dabei darauf hingewiesen, dass die Zivilgerichte in der Lage seien, 
ein gerechtes Urteil zu sprechen, wenn jemand seinen Ruf beschädigt sehe. Haftstrafen für den 
Straftatbestand der Verleumdung würden verhindern, dass der Grundsatz der Meinungsfreiheit 
uneingeschränkt verwirklicht werden könne, was sich auf die wirksame und unbegrenzte 
Kommunikation in ganz Europa sehr negativ auswirken würde. 

Welche Initiativen wird die Kommission vor diesem Hintergrund in die Wege leiten, um die 
Mitgliedstaaten dafür zu sensibilisieren, dass es wichtig ist, entsprechende Gesetze zu verabschieden, 
um die uneingeschränkte Meinungsfreiheit, das Recht der Bürger auf angemessene Information und 
gleichzeitig den Schutz der Ehre der betreffenden Personen zu gewährleisten? Welche Maßnahmen 
wird die Kommission ergreifen, damit die Mitgliedstaaten selbst gemeinsame Leitlinien annehmen 
können, um den Straftatbestand der Verleumdung abzuschaffen? 
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